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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Oktober 1959 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft den 

Entwurf einer Verordnung über den 
Europäischen Sozialfonds 

und eine Aufzeichnung des Bundesministers für Arbeit und 
Soziaiordnung mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Die Kommission hat unter Bezug auf Artikel 127 des EWG- 
Vertrages vorgeschlagen, der Rat möge die im Entwurf von ihr 
vorgelegte Verordnung über den Europäischen Sozialfonds er- 
lassen. 

Rat und Ausschuß der Ständigen Vertreter wollen sich jedoch 
mit dieser Verordnung erst befassen, nachdem der Wirtschafts- 
und Sozialausschuß und die Versammlung gehört worden sind. 
Es kann damit gerechnet werden, daß das Anhörungsverfahren 
noch vor Ende dieses Jahres abgesdilossen ist. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Familien- 
und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Univetrsitäts-Buckdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 
Kommission 


Brüssel, den 3. August 1959 


Verordnung des Europäischen Sozialfonds 

Vorschlag der Kommission an den Rat 


ERSTER TEIL 

Voraussetzungen für die Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Europäischen Sozialfonds 

Anwendungsbereich 
Artikel 1 

Der Sozialfonds erstattet unter den Voraussetzun- 
gen und im Rahmen des Vertrages und dieser Ver- 
ordnung 50 vom Hundert der von den Mitgliedstaa- 
ten oder Körperschaften des öffentlichen Rechts 

— für die Berufsumschulung arbeitsloser Arbeits- 
kräfte, 

— für die Umsiedlung arbeitsloser Arbeitskräfte, 

— für die Beibehaltung des gleichen Lohnstandes 
der von einer Umstellung betroffenen Arbeit- 
nehmer 

aufgewandten Kosten. 

Aufwendungen der Mitgliedstaaten oder Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts für die an der Aus- 
übung hoheitlicher Befugnisse beteiligten Bedien- 
steten werden nicht erstattet. 

Eine Beteiligung des Sozialfonds an den unter Ab- 
satz 1 dieses Artikels aufgeführten Aufwendungen 
entfällt, soweit diese nach Artikel 56 des Vertrages 
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl und nach § 23 des Abkommens 
über die Übergangsbestimmungen erstattungsfähig 
sind. 

Der Sozialfonds kann ferner die Verwirklichung 
einer gemeinsamen Politik der Berufsausbildung 
fördern. 

Arbeitslose Arbeitskräfte 
Artikel 2 

Arbeitslose Arbeitskräfte im Sinne des Artikels 1 
dieser Verordnung sind alle bei einem Arbeitsamt 
als arbeitsuchend Gemeldeten, soweit sie minde- 
stens 18 Jahre alt und weder selbständig noch un- 
selbständig erwerbstätig sind. 

Als arbeitlos gilt ferner, wer eine der nachstehen- 
den, vom zuständigen Arbeitsamt festzustellenden 
Voraussetzungen erfüllt, und zwar wer 

a) noch nicht 18 Jahre alt ist und 

— entweder seit mindestens 12 Monaten bei 
einem Arbeitsamt gemeldet ist oder während 
mindestens 12 Monaten in einem Lehrver- 
hältnis gestanden hat, 

— bei einem oder mehreren Arbeitgebern min- 
destens 12 Monate lang beschäftigt gewesen 


ist - — auf die eventuell an diesen 12 Mona- 
ten fehlende Zeit sind die Tage der Arbeits- 
losmeldung beim Arbeitsamt anzurechnen; 

b) an Arbeiten beschäftigt ist, die von der öffent- 
lichen Hand speziell zum Zwecke der Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit eingeleitet worden 
sind; 

c) während längerer Zeit offensichtlich unterbe- 
schäftigt und bei dem zuständigen Arbeitsamt 
als eine volle Beschäftigung suchend gemeldet 
ist oder — falls eine solche Meldung fehlt — 
dem zuständigen Arbeitsamt seit mindestens 6 
Monaten als eine volle Beschäftigung suchend 
bekannt ist; 

d) von einer Umstellung im Sinne des Artikels 9 
dieser Verordnung betroffen ist, soweit diese 
Umstellung gleichzeitig eine Berufsumschulung 
erfordert. 

Berufsumschulung 

Artikel 3 

Als Berufsumschulung arbeitsloser Arbeitskräfte im 
Sinne des Artikels 1 dieser Verordnung gilt jede 
Ausbildung nach einem vorher festgelegten Lehr- 
plan, der unter anderem Umfang und Dauer der 
Ausbildung bestimmt und darauf abzielt, den Ar- 
beitslosen neue Möglichkeiten für eine produktive 
Beschäftigung gegen Entgelt, die entweder eine An- 
passung oder einen Wechsel des Berufs oder des 
Arbeitsplatzes voraussetzen, zu erschließen. Ein 
solcher Wechsel kann die Art der früheren Tätig- 
keit oder den Grad der dazu erforderlichen Befähi- 
gung betreffen und kommt ohne Rücksicht auf ihre , 
jeweiligen Fähigkeiten für alle Arbeitskräfte in 
Frage, deren Beschäftigung erst nach Aneignung 
neuer oder zusätzlicher beruflicher Fähigkeiten nach 
Abschluß einer angemessenen Ausbildung möglich 
ist. 

Dieser Artikel findet auf die normale, insbesondere 
für Jugendliche bestimmte Ausbildung keine An- 
wendung. 

Artikel 4 

Zuschüsse aus dem Sozialfonds für Zwecke der Be- 
rufsumschulung arbeitsloser Arbeitskräfte werden 
nur gewährt, wenn die betreffenden Arbeitskräfte: 

1. keine Beschäftigung in einem dem früheren ähn- 
lichen und gleichwertigen Beruf oder — falls sie 
noch nie erwerbstätig gewesen sind — keine 
ihren normalen Arbeitsmöglichkeiten entspre- 
chende Beschäftigung finden konnten; 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1257 


2. nach abgeschlossener Berufsumschulung inner- 
halb der Gemeinschaft eine neue produktive Be- 
schäftigung als Arbeitnehmer in einem Beruf 
oder an einem Arbeitsplatz entsprechend dem 
Umschulungsziel oder eine ähnliche Tätigkeit 
ausgeübt haben; 

3. diese Beschäftigung innerhalb eines Zeitraums 
von 12 Monaten nach Abschluß der Umschulung 
mindestens 6 Monate lang ausgeübt haben. 

Artikel 5 

Zuschüsse aus dem Sozialfonds für Zwecke der Be- 
rufsumschulung werden in dem in Artikel 1 dieser 
Verordnung bestimmten Umfang gewährt: 

a) für Aufwendungen der Umschulungsanstalten 
der Mitgliedstaaten und der Körperschaften des 
öffentlichen Rechts oder der unter ihrer unmit- 
telbaren Aufsicht stehenden privaten Umschu- 
lungsanstalten, soweit diese betreffen: 

1. die Kosten für Aufenthalt, Unterbringung, 
Reise, Arbeitsprämien und sonstige Vorteile, 
die den Teilnehmern für die Dauer der Um- 
schulung und im notwendigen Zusammen- 
hang mit dieser gewährt werden; 

2. die Löhne, Gehälter und Lohnnebenkosten 
für das Personal der Umschulungsanstalten; 

3. die Anschaffung von Einrichtungsgegenstän- 
den; 

4. die Anschaffung von Schulungsmaterial; 

5. die laufenden Verwaltungskosten, Zahlungen 
für Mieten, Versicherung, Instandhaltung, 
Heizung und Beleuchtung; 

6. Abschreibungen; 

b) für Aufwendungen der Mitgliedstaaten oder 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zur 
Durchführung eines Berufsumschulungspro- 
gramms unter ihrer unmittelbaren Aufsicht in 
privaten Betriebseinrichtungen, soweit diese die 
unter Buchstabe a Ziffern 1 und 2 aufgeführten 
Aufwendungen betreffen. 

Die Gesamtsumme der Aufwendungen unter Buch- 
stabe a wird jeweils pauschal mit 143 vom Hundert 
der unter Ziffern 1 und 2 aufgeführten und getätig- 
ten Ausgaben festgesetzt 

Werden bei praktischen Arbeiten im Rahmen der 
Berufsumschulung unmittelbar wirtschaftliche Werte 
geschaffen, so erfährt diese Gesamtsumme einen 
entsprechenden Abzug. 

Umsiedlung 

Artikel 6 

• 

Als Umsiedlung arbeitsloser Arbeitskräfte im Sinne 
des Artikels 1 dieser Verordnung gilt ein Wohnort- 
wechsel innerhalb der Gemeinschaft, soweit er für 
die Aufnahme einer neuen, produktiven und nicht 
saisonbedingten Beschäftigung gegen Entgelt, die 
das zuständige Arbeitsamt oder die zuständigen Ar- 
beitsämter vermittelt oder gebilligt haben, erforder- 
lich ist. Als alter und neuer Wohnort gelten die- 


jenigen, die von dem Mitgliedstaat oder von den 
Mitgliedstaaten, welche die Gewährung von Zu- 
schüssen aus dem Sozialfonds gemäß Artikel 7 die- 
ser Verordnung beantragen, als solche anerkannt 
sind. 

Artikel? 

Zuschüsse aus dem Sozialfonds für Zwecke der Um- 
siedlung arbeitsloser Arbeitskräfte werden nur ge- 
währt, wenn die betreffenden Arbeitskräfte: 

1. an ihrem alten Wohnort keine Beschäftigung in 
einem dem früheren ähnlichen und gleichwerti- 
gen Beruf oder — falls sie noch nie als Arbeit- 
nehmer erwerbstätig gewesen sind — keine 
ihren normalen Arbeitsmöglichkeiten entspre- 
chende Beschäftigung gegen Entgelt finden 
konnten; 

2. innerhalb von 6 Monaten nach der Abreise von 
ihrem alten Wohnort an einem neuen Wohnort 
eine produktive Beschäftigung gegen Entgelt ge- 
funden haben; 

3. an ihrem neuen Wohnort innerhalb eines Zeit- 
raums von 12 Monaten nach ihrer Abreise vom 
alten Wohnort mindestens 6 Monate lang als 
Arbeitnehmer produktiv beschäftigt gewesen 
sind. 

Artikel 8 

Zuschüsse aus dem Sozialfonds werden in dem in 
Artikel 1 dieser Verordnung bestimmten Rahmen 
für die durch die Umsiedlung verursachten Kosten 
gewährt, und zwar: 

1. für Reisekosten des Arbeitnehmers und der 
unterhaltsberechtigten Personen, die als solche 
von dem Mitgliedstaat oder den Mitgliedstaaten, 
welche die Gewährung von Zuschüssen aus dem 
Sozialfonds gemäß Artikel 17 dieser Verordnung 
beantragen, anerkannt sind 

2. für die Transportkosten für die Überführung sei- 
nes Hausrats; 

3. für die Gewährung von Wiedereinrichtungsbei- 
hilfen und eventuell von Trennungsentschädi- 
gungen, wobei diese Beihilfen das Doppelte des 
Wochengrundlohns, den der betreffende Arbeit- 
nehmer durchschnittlich während der ersten 
6 Monate seiner Beschäftigung an dem neuen 
Wohnort bezogen hat, nicht übersteigen dürfen; 
dieser Betrag erhöht sich für jede unterhalts- 
berechtigte Person um einen Wochengrundlohn 
und erreicht im Höchstfälle das Achtfache des 
durchschnittlichen Wochengrundlohns. 

Umstellung 

Artikel 9 

Als Umstellung im Sinne des Artikels 1 dieser Ver- 
ordnung gilt jede nicht vorübergehende Änderung 
des Produktionsprogramms eines Betriebes oder 
einer Betriebsabteilung mit eigenem Produktions- 
programm, welche dieses Programm grundlegend 
beeinflußt und die Herstellung neuer Erzeugnisse 
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zum Ziel hat, die sich von den bisher gefertigten in 
anderer Weise als durch Verbesserungen oder Er- 
gänzungen unterscheiden. 

Nach Ausschöpfung der gleichwertigen Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten innerhalb des Betriebes muß 
diese Änderung mit einer Einschränkung oder einer 
vorübergehenden Aussetzung der Beschäftigung der 
Arbeitnehmer verbunden sein, und die Änderung 
muß nach Beendigung der Umstellung die Wieder- 
beschäftigung aller oder eines Teils der Arbeitneh- 
mer ermöglichen. 

Artikel 10 

Von einer Umstellung im Sinne des Artikels 1 die- 
ser Verordnung betroffener Arbeitnehmer ist jeder 
Lohn- oder Gehaltsempfänger, der vorher ständig in 
einem Betrieb oder in einer Betriebsabteilung be- 
schäftigt war, in denen eine Umstellung nach Ar- 
tikel 9 erfolgt und dessen Beschäftigung vorüber- 
gehend eingeschränkt oder ausgesetzt worden ist. 

Artikel 11 

Als Beibehaltung des gleichen Lohnstandes der von 
einer Umstellung im Sinne des Artikels 1 dieser 
Verordnung betroffenen Arbeitnehmer gilt die Bei- 
behaltung des Bruttoarbeitsverdienstes zuzüglich 
derjenigen finanziellen Leistungen, die zur Erhal- 
tung der mit diesem verbundenen gesetzlichen und 
außergesetzlichen Vorteile erforderlich sind, auf die 
diese Arbeitnehmer für einen üblichen Lohn- bzw. 
Gehaltszahlungszeitraum Anspruch gehabt hätten. 
Als Bruttoarbeitsverdienst, der an Hand der Unter- 
lagen der Lohn- und Gehaltsbuchhaltungen der Be- 
triebe ermittelt wird, gilt der Arbeitverdienst vor 
Abzug der Pflichtbeiträge der Arbeitnehmer zur so- 
zialen Sicherheit und vor Abzug der Steuern, so- 
weit diese Abzüge nicht für die Dauer der Umstel- 
lung ganz oder teilweise entfallen. 

Er umfaßt: 

1. das Gehalt, den Zeit-, Akkord- oder Leistungs- 
lohn; 

2. die vertraglich vereinbarten individuellen oder 
kollektiven Prämien, soweit sie eine unmittel- 
bare Ergänzung des eigentlichen Arbeitsverdien- 
stes darstellen; 

3. den Gegenwert von Naturalleistungen, die für 
die Dauer der Umstellung nicht beibehalten wer- 
den, weil sie für tatsächlich geleistete Arbeit ge- 
währt worden sind. 

Für Arbeitnehmer im Zeitlohn errechnet sich der- 
selbe aus den Stundensätzen des letzten Lohnzah- 
lungszeitraums vor der Einreichung des Umstel- 
lungsvorhabens nach Artikel 15 und auf der Grund- 
lage der normalen, betriebsüblichen Arbeitszeit für 
jeden Arbeitnehmer. Der Berechnung können je- 
doch höchstens 48 Arbeitsstunden je Woche zu- 
grunde gelegt werden, außer wenn nach Gesetzen 
oder Verordnungen eine Abweichung nicht vor- 
übergehender Geltungsdauer für bestimmte Berufe 
oder Arbeiten längere Arbeitszeiten zuläßt. 

Für Arbeitnehmer im Akkord- oder Leistungslohn 
errechnet sich der Grundlohnanteil auf die gleiche 
Weise; der von der Leistung abhängige Lohnanteil 


wird auf der Grundlage der durchschnittlichen, in 
den letzten sechs Monaten vor der Einreichung des 
Umstellungsvorhabens erzielten Leistung ermittelt. 

Artikel 12 

Zuschüsse aus dem Sozialfonds werden in dem in 
Artikel 1 dieser Verordnung bestimmten Rahmen 
für alle Aufwendungen gewährt, die sich aus der 
Beibehaltung des gleichen Lohnstandes der von 
einer Umstellung betroffenen Arbeitnehmer er- 
geben, und zwar: 

a) bei Arbeitnehmern, deren Beschäftigung völlig 
eingestellt worden ist und die keine anderwei- 
tige vorübergehende Beschäftigung gefunden 
haben: 

der nach Artikel 11 ermittelte volle Brutto- 
arbeitsverdienst zuzüglich derjenigen finanziel- 
len Leistungen, die zur Erhaltung der mit diesem 
verbundenen gesetzlichen und außergesetzlichen 
Vorteile erforderlich sind; 

b) bei Arbeitnehmern, deren Beschäftigung einge- 
schränkt worden ist oder die vorübergehend 
eine anderweitige Beschäftigung mit niedrige- 
rem Arbeitsverdienst gefunden haben: 

der Unterschiedsbetrag zwischen dem Gesamt- 
arbeitsverdienst nach Buchstabe a und dem nie- 
drigeren Arbeitsverdienst. 

Artikel 13 

Erfordert die Umstellung eines Betriebes oder einer 
Betriebsabteilung gleichzeitig eine berufliche Um- 
schulung der Arbeitnehmer, so -gewährt der Sozial- 
fonds für diese Umstellung Zuschüsse, soweit der in 
Artikel 15 vorgesehene Umstellungsplan die Um- 
schulung rechtfertigt und diese nach Maßgabe der 
Artikel 3 und 4 dieser Verordnung erfolgt. 

Die Gewährung der Zuschüsse aus dem Sozialfonds 
erfolgt gemäß Artikel 5 dieser Verordnung, wobei 
jedoch alle Aufwendungen für Aufenthaltskosten, 
Arbeitsprämien und sonstige Vorteile, welche die 
Teilnehmer für die Dauer der Umschulung erhalten, 
unberücksichtigt bleiben. 

Artikel 14 

Die Artikel 10 bis 13 dieser Verordnung gelten nur 
für solche Umstellungen von Betrieben oder Be- 
triebsabteilungen im Sinne des Artikels 9, bei 
denen während der Umstellungsmaßnahmen oder 
unmittelbar vor ihrer Einleitung für die gesamten 
darin beschäftigten Arbeitnehmer die ausgeübte 
durchschnittliche Arbeitszeit tatsächlich um minde- 
stens 10 vom Hundert herabgesetzt oder der ent- 
sprechende Belegschaftsbestand um mindestens 
5 vom Hundert verringert worden ist. 

Artikel 15 , 

Bei Umstellungen werden Zuschüsse aus dem So- 
zialfonds nur unter den nachstehenden Bedingungen 
gewährt: 

1. daß die beteiligte Regierung der Kommission 
vorher einen von diesem Betrieb aufgestellten 
Plan für die Umstellung und deren Finanzierung 
' eingereicht hat; 
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2. daß die Kommission diesem Umstellungsplan 
vorher zugestimmt hat; 

3. daß die betroffenen Arbeitnehmer in dem be- 
treffenden Betrieb seit mindestens 6 Monaten 
erneut in vollem Umfang beschäftigt sind. 


ZWEITER TEIL 

Verfahren bei der Gewährung von Zuschüssen 
aus dem Sozialfonds 

Allgemeine Vorschriften 
Artikel 16 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt dem Sozialfonds je- 
des Jahr bis spätestens 1. Juli eine mit Gründen 
versehene Schätzung über die voraussichtliche Höhe 
der Zuschüsse aus dem Sozialfonds, deren Gewäh- 
rung er im folgenden Haushaltsjahr bei der Kom- 
mission beantragen wird. 

Artikel 17 

Jeder Antrag auf Gewährung von Zuschüssen aus 
dem Sozialfonds ist der Kommission von einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten zu übermitteln und 
muß sich auf die von den Mitgliedstaaten oder von 
Körperschaften des öffentlichen Rechts seit dem 
1. Januar 1958 aufgewandten Kosten beziehen. 

Artikel 18 

Als Körperschaft des öffentlichen Rechts im Sinne 
des Artikels 1 dieser Verordnung gilt außer den 
Gebietskörperschaften jede nach der Gesetzgebung 
der Mitgliedstaaten als Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts ausgestaltete oder als solche aner- 
kannte Einrichtung mit Rechtspersönlichkeit, die 
eine selbständige Haushaltsführung hat und ihre 
Tätigkeit unter der Aufsicht eines Mitgliedstaates 
oder einer Gebietskörperschaft ausübt, soweit sie 
unter anderem Zwecke verfolgt, die in den Zustän- 
digkeitsbereich des Sozialfonds fallen. 

Dieser Artikel findet keine Anwendung auf Be- 
triebe und öffentliche Dienste mit wirtschaftlichem 
Charakter, die durch Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts verwaltet werden. 

Die Kommission führt nach Anhörung des in Ar- 
tikel 27 vorgesehenen Ausschusses des Europäischen 
Sozialfonds laufend ein Verzeichnis der Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts, auf welche diese 
Verordnung Anwendung findet. 

Dieses Verzeichnis und alle eventuellen Berichti- 
gungen werden im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffentlicht. 

Anträge auf Gewährung von Zuschüssen 
bei Berufsumschulungen und Umsiedlungen 

Artikel 19 

Die Mitgliedstaaten müssen die Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Sozialfonds innerhalb folgen- 
der Ausschlußfristen bei der Kommission beantra- 
gen: 


a) soweit sie Berufsumschulungen betreffen, inner- 
halb einer Frist von höchstens 6 Monaten, die 
mit dem Ablauf des 12. Monats nach Abschluß 
der jeweiligen Umschulung beginnt; 

b) soweit sie Umsiedlungsbeihilfen betreffen, in- 
nerhalb einer Frist von höchstens 6 Monaten, 
die mit dem Ablauf des 12. Monats nach dem 
Verlassen des früheren Wohnorts beginnt. 

Artikel 20 

Aus jedem Antrag auf Gewährung von Zuschüssen 
aus dem Sozialfondf für ein durchgeführtes Berufs- 
umschulungsprogramm muß hervorgehen, daß die 
aufgewandten Kosten nach den Bestimmungen die- 
ser Verordnung erstattungsfähig sind. Der Antrag 
muß daher mindestens Angaben enthalten über: 

— ■ Anlaß, Art und Zweck des Umschulungspro- 
gramms; 

— die Merkmale des Programms, insbesondere 
über Umfang und Gegenstand, Dauer, Zeitplan, 
angestrebtes Ausbildungsergebnis, Prüfungen, 
Anzahl der Lehrkräfte und deren Beschäfti- 
gungsbedingungen; 

— die Gesamtzahl der am Programm beteiligten 
Arbeitnehmer sowie die Zahl der umgeschulten 
Arbeitnehmer, die nach Maßgabe des Artikels 4 
seit mindestens 6 Monaten tatsächlich eine pro- 
duktive Beschäftigung gegen Entgelt ausgeübt 
haben; 

— die Aufwendungen im einzelnen, und zwar 

1. für Aufenthalts-, Unterbringungs- und Reise- 
kosten, Arbeitsprämien und sonstige Vor- 
teile, die den Teilnehmern für die Dauer der 
Umschulung gewährt werden; 

2. für Löhne und Gehälter und die damit zusam- 
menhängenden sozialen Abgaben für das die 
Umschulung sicherstellende Personal; 

— - den Wert der während der Berufsumschulung 
durchgeführten praktischen Arbeiten, die einen 
unmittelbaren Beitrag zur Produktion darstellen. 

Artikel 21 

Aus jedem Antrag auf Gewährung von Zuschüssen 
aus dem Sozialfonds für Umsiedlungsbeihilfen muß 
hervorgehen, daß die aufgewandten Kosten nach 
den Bestimmungen dieser Verordnung erstattungs- 
fähig sind. Der Antrag muß daher mindestens ent- 
halten: 

— alle Auskünfte, aus denen hervorgeht, daß der 
Wohnort Wechsel des Arbeitnehmers tatsächlich 
erfolgt ist und die Umsiedlung notwendig war, 
insbesondere Angaben über den alten und den 
neuen Wohnort, den Zeitpunkt seiner Abreise 
und seiner Umsiedlung sowie über die von dem 
zuständigen Arbeitsamt oder den zuständigen 
Arbeitsämtern vermittelte oder gebilligte neue 
Beschäftigung und über den Zeitpunkt, an dem 
die Arbeit tatsächlich aufgenommen worden ist; 

— alle Auskünfte, aus denen hervorgeht, daß die 
Arbeitnehmer, die den Wohnort gewechselt ha- 
ben, seit mindestens 6 Monaten eine produktive 
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Beschäftigung gegen Entgelt nach Maßgabe des 
Artikels 7 ausgeübt haben; 

— die in Artikel 8 im einzelnen aufgeführten Auf- 
wendungen. j 

I 

Anträge auf Gewährung von Zuschüssen | 
bei Umstellungen 

Artikel 22 

Die Mitgliedstaaten müssen für jedes Umsteliungs- 
vorhaben, für welches die Gewährung von Zuschüs- 
sen aus dem Sozialfonds beantragt wird, die vor- j 
herige Zustimmung der Kommission einholen. Der 
Antrag muß außer der mit Gründen versehenen ’ 
Stellungnahme der zuständigen Regierung minde- . 
stens Angaben enthalten über: j 

— - Notwendigkeit, Zweck, Umfang, Finanzierung | 
und voraussichtliche Rentabilität der beabsich- | 
tigten Umstellung; 

— die voraussichtliche Dauer der Umstellung sowie 
über den Zeitplan ihrer Durchführung; 

— die Zahl der Arbeitnehmer, die infolge solcher j 
Maßnahmen, welche die Unternehmen selbst I 
treffen, weiterbeschäftigt werden; 

— die Zahl der Arbeitnehmer, deren Beschäftigung 

vorübergehend eingeschränkt oder ganz oder i 
teilweise eingestellt werden soll; Beschreibung ; 
der vorgesehenen neuen Beschäftigungsmöglich- | 
keiten, ferner Zeitfolge und Staffelung der Ein- | 
Schränkungen und der erfolgten Wiederbeschäf- 1 
tigungen; ! 

— die finanziellen Belastungen der Beibehaltung 

des gleichen Lohnstandes der betroffenen Ar- 
beitnehmer nach Maßgabe des Artikels 11; | 

— die Gründe der Zweckmäßigkeit eines etwaigen j 

Berufsumschulungsprogramms und die Zahl der 
in Frage kommenden Arbeitnehmer; ; 

— die finanziellen Belastungen infolge der Durch- | 
führung dieses Berufsumschulungsprogramms; 

— die Stellungnahmen der Interessenverbände, ins- j 

besonder^ der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
vereinigungen, soweit der Mitgliedstaat diese | 
befragt. | 

Artikel 23 

Die Mitgliedstaaten müssen die Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Sozialfonds für eine durch- 
geführte Umstellung innerhalb einer Ausschlußfrist 
von 12 Monaten nach Abschluß des genehmigten 
Umstellungsvorhabens bei der Kommission beantra- | 
gen. Aus jedem Antrag muß hervorgehen, daß die ; 
aufgewandten Kosten nach den Bestimmungen die- 
ser Verordnung erstattungsfähig sind. Der Antrag j 
muß daher insbesondere enthalten: ' 

— alle Angaben, aus denen hervorgeht, daß die 

Umstellung nach Maßgabe des von der Kommis- | 
sion genehmigten Vorhabens durchgeführt wor- | 
den ist; | 

— alle Angaben, aus denen hervorgeht, daß die 
von der Umstellung betroffenen Arbeitnehmer | 


in dem umgestellten Betrieb seit mindestens 
6 Monaten wieder voll beschäftigt sind; 

— die Aufwendungen im einzelnen, und zwar: 

1. zur Beibehaltung des Bruttoarbeitsverdien- 
stes zuzüglich derjenigen finanziellen Lei- 
stungen, die zur Erhaltung der mit diesem 
verbundenen gesetzlichen und außergesetz- 
lichen Vorteile erforderlich sind; 

2. gegebenenfalls für Löhne und Gehälter sowie 
die damit zusammenhängenden sozialen Ab- 
gaben für das die Umschulung sichersteilende 
Personal und für die Unterbringungs- oder 
Reisekosten der umgeschulten Arbeitnehmer. 


Prüfung der Anträge und eventuelle Erhebungen 
Artikel 24 

Die Beantragung von Zuschüssen aus dem Sozial- 
fonds setzt voraus, daß die Mitgliedstaaten und die 
beteiligten Körperschaften oder Betriebe der Kom- 
mission ihre Bereitschaft zur uneingeschränkten 
Mitwirkung bei der Beschaffung aller zusätzlichen, 
von der Kommission als nützlich erachteten Aus- 
künfte erklären, die sie zur Nachprüfung der Rich- 
tigkeit der in den Anträgen enthaltenen Angaben 
anfordern sollte. 

Artikel 25 

Die Kommission prüft, ob die Anträge den Bestim- 
mungen dieser Verordnung entsprechen. Sie betei- 
ligt den Ausschuß des Europäischen Sozialfonds 
nach Maßgabe der Artikel 28 bis 32 an dieser Prü- 
fung. 

Finanzvorschrift 
Artikel 26 

Die Erstattungen an die Mitgliedstaaten auf Grund 
der Anträge, denen die Kommission stattgegeben 
hat, erfolgen vierteljährlich. Die Bestimmungen und 
das Verfahren, nach denen die diesbezüglichen 
Finanzgeschäfte abzuwickeln und die Beiträge der 
Mitgliedstaaten zum Sozialfonds zu leisten sind, be- 
zeichnet die gemäß Artikel 207 des Vertrages vor- 
gesehene Haushaltsordnung. Diese enthält auch 
Vorschriften über die Rechnungslegung und Rech- 
nungsprüfung sowie Vorschriften über die Kon- 
trolle der Verantwortung der anweisungsbefugten 
Personen und Rechnungsprüfer. 

DRITTER TEIL 

Ausschuß des Europäischen Sozialfonds 
Artikel 27 

Ein aus Vertretern der Regierungen sowie der Ar- 
beitnehmer- und Arbeitgeberverbände gebildeter 
Ausschuß, dessen Satzung vom Rat festgelegt wird, 
unterstützt die Kommission bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgabe. 
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Artikel 28 

Der Ausschuß wird zu allen Fragen von allgemeiner 
oder grundsätzlicher Bedeutung, welche die Ver- 
waltung des Sozialfonds betreffen, gehört. Er erhält 
zu diesem Zweck alle notwendigen Unterlagen und 
Auskünfte. Er wird ferner regelmäßig über die Tä- 
tigkeit des Sozialfonds sowie über die verschiede- 
nen, diese Tätigkeit berührenden Aspekte der all- 
gemeinen Politik der Kommission auf wirtschaft- 
lichem und sozialem Gebiet unterrichtet. 

Artikel 29 

Die Stellungnahme des Ausschusses muß Vorgele- 
gen haben zu: 

1. dem jährlichen Haushaltsvoranschlag des Sozial- 
fonds; 

2. dem Verzeichnis der Körperschaften des öffent- j 
liehen Rechts und den Berichtigungen dieses Ver- 
zeichnisses; 

3. den Anträgen auf Gewährung von Zuschüssen 
aus dem Sozialfonds oder auf vorherige Zustim- 
mung der Kommission zu einem Umstellungs- 
vorhaben; 

4. den Fragen, welche die Tätigkeit des Sozialfonds 
bezüglich der Verwirklichung einer gemeinsa- 
men Politik der Berufsausbildung aufwirft; 

5. den zur Anwendung dieser Verordnung erfor- 
derlichen Ausführungsbestimmungen; 

6. der Frage der Zweckmäßigkeit einer Änderung 
dieser Verordnung und zu den eventuellen Än- 
derungsvorschlägen; 

7. eventuellen Änderungen der Äufgaben des So- 
zialfonds am Ende der Übergangszeit. 

Artikel 30 

Der Ausschuß kann zu bestimmten Anträgen oder 
Gruppen von Anträgen auf Gewährung . von Zu- 
schüssen aus dem Sozialfonds allgemeine Gutachten 


abgeben, wenn er der Auffassung ist, daß ihm diese 
Anträge zur Vermeidung von Wiederholungen von 
Gutachten nicht gesondert vorgelegt werden sollten. 

Artikel 31 

Der Ausschuß kann von sich aus zu Fragen, die für 
die Verwaltung des Sozialfonds von allgemeiner 
oder grundsätzlicher Bedeutung sind, Stellung neh- 
men. 

Artikel 32 

Der Ausschuß übermittelt der Kommission über alle 
von ihm geprüften Fragen eine mit Gründen ver- 
sehene Stellungnahme, aus der zusammenfassend 
hervorgeht, welche Auffassungen bei der jeweiligen 
Aussprache vertreten worden sind. 

Schlußbestimmungen 
Artikel 33 

Die Kommission ist beauftragt, die zur Anwendung 
dieser Verordnung erforderlichen Ausführungs- 
bestimmungen zu erlassen. 

Artikel 34 

Die Kommission prüft vor Ablauf von zwei Jahren 
nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung, ob Ver- 
anlassung zu ihrer Änderung besteht. 

Übergangsbestimmung 
Ä r t i k e 1 35 

Die in Ärtikel 19 vorgesehenen Fristen von 6 Mo- 
naten werden bis zum Äblauf des 6. Monats nach 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung verlängert, 
soweit der 12. Monat nach Äbschluß der Umschu- 
lung oder nach Äufgabe des ehemaligen Wohnorts 
vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verstri- 
chen ist und unter der Voraussetzung, daß die Um- 
schulung oder die Umstellung nach dem 1. Januar 
1958 stattgefunden hat. 
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Aufzeichnung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung zum Entwurf einer Verordnung über 
den Europäischen Sozialfonds 


Im Artikel 123 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird mit dem 
Zweck, „innerhalb der Gemeinschaft die berufliche 
Verwendbarkeit und die örtliche und berufliche 
Freizügigkeit der Arbeitskräfte zu fördern“, ein 
Europäischer Sozialfonds errichtet. 

Die Einnahmen und Ausgaben dieses Fonds sind 
nach Artikel 199 des Vertrages für jedes Haushalts- 
jahr im Haushaltsplan der Gemeinschaft einzuset- 
zen. Nach Artikel 200 gilt für die Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten zur Deckung der Ausgaben die- 
ses Fonds ein besonderer Aufbringungsschlüssel. 

Die Bundesrepublik hat danach 32 v. H. der Aus- 
gaben aufzubringen. 

Den Fonds verwaltet die Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, die hierbei von 
einem Ausschuß aus Vertretern der Regierungen 
sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 
unterstützt wird. 

Nach Artikel 125 des Vertrages erstattet dieser 
Fonds unter den im Vertrag genannten näheren Be- 
dingungen und Voraussetzungen 50 v. H. der von 
den Mitgliedstaaten oder von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts in den Mitgliedstaaten 

für die Berufsumschulung arbeitsloser Arbeits- 
kräfte, 

für die Umsiedlung arbeitsloser Arbeitskräfte, 

für die Beibehaltung des gleichen Lohnstandes 
der von der Umstellung eines Unternehmens auf 
andere Produktionsziele betroffenen Arbeitneh- 
mer 

aufgewandten Kosten. 

Artikel 127 des Vertrages ermächtigt den Rat auf 
Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses und der Ver- 
sammlung mit qualifizierter Mehrheit, die hierzu er- 
forderlichen Durchführungsbestimmungen zu erlas- 
sen und hierbei insbesondere im einzelnen die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung der Zuschüsse des 
Fonds zu bestimmen und die Arten von Unterneh- 
men festzulegen, deren Arbeitnehmer einen Lohn- 


V 

ausgleich im Falle der Produktionsumstellung mit 
der Wirkung gewährt werden kann, daß auf An- 
trag 50 v. H. der dadurch entstehenden Kosten der 
Fonds übernimmt. 

Die Unter Bezug auf Artikel 127 des Vertrages von 
der Kommission vorgeschlagene Verordnung über 
den Europäischen Sozialfonds enthält folgendes: 

Der Erste Teil dieser Verordnung, der 15 Artikel 
umfaßt, legt den Anwendungsbereich des Fonds 
fest, umschreibt die Grundbegriffe wie arbeitslose 
Arbeitskräfte, Berufsumschulung, Umsiedlung und 
Umstellung und zählt im einzelnen die Vorausset- 
zungen und Bedingungen auf, die erfüllt sein müs- 
sen, wenn der Fonds mit einem Zuschuß von 
50 v. H, in Anspruch genommen werden soll. 

Der Zweite Teil der Verordnung legt das Antrags- 
verfahren und die Formen fest, die im Falle einer 
Inanspruchnahme des Fonds durch die Mitgliedstaa- 
ten oder durch Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zu beachten sind. Er umschreibt den Begriff 
der Körperschaft des öffentlichen Rechts, regelt die 
Frage der Überprüfung der Anträge durch den 
Fonds und enthält endlich nähere Vorschriften, wie 
die Erstattungen an die Mitgliedstaaten zu erfolgen 
haben. 

Der Dritte Teil umschreibt die Aufgaben des die 
Kommission in ihren Arbeiten unterstützenden Aus- 
schusses und legt fest, in welchen Fällen jeweils 
eine Stellungnahme dieses Ausschusses eingeholt 
werden muß. Fragen der Zusammensetzung des 
Ausschusses sind in der vorgeschlagenen Verord- 
nung nicht beantwortet, da nach Artikel 153 des 
Vertrages der Rat die Satzung dieses Ausschusses 
nicht auf Vorschlag, sondern nach Stellungnahme 
der Kommission festlegt. 

In den Schlußbestimmungen der Verordnung wird 
die Kommission ermächtigt, Ausführungsbestim- 
mungen zu erlassen, und beauftragt, vor Ablauf 
von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verord- 
nung zu prüfen, ob Veranlassung zu ihrer Ände- 
rung besteht. 

Artikel 35 der vorliegenden Verordnung enthält 
Übergangsbestimmungen. 
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